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Vorwort 

Recht ist immer auch politisches Recht. Dies darf  jedoch nicht dazu ver-
leiten, politische Absichten bereits bei der Rechtsfindung einfließen zu las-
sen. Gerade der schillernde Begriff  des „Restrisikos" der Atomkraft  ist in 
besonderer Weise von der tagespolitischen Argumentation ge- und oft miß-
braucht worden. Seine bisher ungeklärten verfassungsrechtlichen  Grundla-
gen hinsichtlich Rechtsnatur und Wachstumsgrenzen zu untersuchen, ist 
wesentlicher Erkenntnisanspruch der vorliegenden Arbeit. 

Die Untersuchung wurde im Sommer 1988 von der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel als Dissertation 
angenommen. Die Arbeit wurde am 1. Januar 1987 abgeschlossen. Wichtige 
Literatur und Rechtsprechung konnte noch bis zum Sommer 1988 berück-
sichtigt werden. 

Meinem Doktorvater, Herrn Prof.  Dr. Wilfried Fiedler, danke ich herzlich 
für die Betreuung der Arbeit auch nach Annahme eines Rufs an die Univer-
sität des Saarlandes. Sein Kieler Seminar über den Einfluß technischer Ent-
wicklungen auf die Grundrechtsinterpretation hat meine Arbeit in maßgeb-
lichen Punkten geprägt. 

Danken möchte ich ferner  Herrn Prof.  Dr. Edzard Schmidt-Jortzig von 
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, der das Zweitgutachten ange-
fertigt  hat. 

Herrn Dr. Dr. Wolfram Zitscher danke ich für die zahlreichen abend-
lichen „Bibliotheksgespräche". Ohne seinen Rat und vielfältige Anregungen 
wären mir wesentliche Voraussetzlingen eines funktionierenden Rechtswe-
sens verschlossen geblieben. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat 
die Veröffentlichung  der Arbeit durch einen Druckkostenzuschuß gefördert. 
Ich bedanke mich bei ihm ebenso wie beim Verlag für die Aufnahme in die 
Schriftenreihe. 

Bedanken möchte ich mich ferner  bei meinen Eltern, die mich während 
der Anfertigung der Arbeit unterstützt haben. 

Kiel/Reutlingen im Februar 1989 Christian  Lawrence 
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1. KAPITEL 

Themenbeschreibung und Methode 

1. Teil 

Themenbeschreibung unter Berücksichtigung 
kernenergiespezifischer  Besonderheiten 

Die friedliche Nutzung der Kernenergie, wie sie gem. Art ikel 74 Nr. 
l l a G G , dem verfassungsändernden  Gesetz vom 23.12.19591 und dem 
Atomgesetz des gleichen Tages2 von Verfassungs- und Gesetzgeber institu-
tionalisiert ist, steht in einem besonderen Spannungsverhältnis zum Grund-
recht auf körperliche Unversehrtheit aus Art ikel 2 I I S. 1 GG. Jüngste Zwi-
schenfälle, wie der Reaktorbrand in Tschernobyl/Sowjetunion im Jahre 
1986 oder die Entdeckung von Unregelmäßigkeiten bei der Zwischenlage-
rung radioaktiver Rückstände durch bundesdeutsche Unternehmen Ende 
des Jahres 19873 lassen den Streit um die Nutzung der Atomkraft  immer neu 
aufflackern.  Diese Auseinandersetzungen sind für die grundsätzliche ver-
fassungsrechtliche Zulässigkeit der Energiegewinnung aus Kernkraft  aller-
dings ohne Bedeutung: Sie ist gegeben4, jedoch nur in dem Rahmen, in dem 
Grundrechte durch diese erst relativ junge  Technik nicht verletzt werden.5 

Allerdings wird der sich in jüngster Zeit wieder häufende Vorwurf  der 
Grundrechtswidrigkeit bzw. der Verletzung rechtsstaatlicher Strukturen 
gerade durch die Kernenergienutzung6 durch einen weiteren, wenn auch 

1 Art. 87 c GG, der die Möglichkeit der Schaffung  einer Bundesauftrags  Verwaltung 
bestimmt, s. BGBl. I, 1959, 813. 

2 Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren (Atomgesetz), BGBl. I, 1959, 814. 

3 s. nur FAZ v. 14.1.1988, S. 1; Die Welt v. 15.1.1988, S. 1; Der Spiegel, Ausg. v. 
11.1.1988, S. 20 f. 

4 BVerfGE 49, 89f. - Kalkar - ; E 53, 30f. - Mühlheim-Kärlich - ; aus der Li t . s. 
stellvertretend für viele v.  Münch,  in: v. Münch, GG, Art. 2 Rn. 59, 60; Strickrodt, 
Staats- und völkerrechtliche Zulassungsprämissen der friedlichen Kernenergiever-
wendung, S. 23; Degenhart,  Kernenergierecht, S. 7f.; Ossenbühl,  Kernenergie im 
Spiegel des Verfassungsrechts,  DÖV 1981,1 (2): „Eine Anrufung der Gerichte mit dem 
Argument, die Kernenergie sei schlechthin gefährlich, ist unzulässig". 

5 BVerfGE 49, 89 (141/142); OVG Lüneburg, DVB1.1975,190 (195); de Witt,  Geneh-
migung von Atomanlagen, in: Recht und Technik (Hrsg. Roßnagel), S. 138 (142). 

6 Statt vieler Meyer-Abich,  Was ist ein Atomstaat? in: Atomkraft  - ein Weg der Ver-
nunft? (Hrsg. Kreuzer / Koslowski / Low), S. 255f. (281 f.); Mayer-Tasch,  Atomkraf t -

2* 
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außerjuristischen, Angriff  ergänzt: Zunehmend sieht sich die Kernenergie 
auch einer sog. „Sozialverträglichkeitsprüfung"  ausgesetzt, welche ihre 
Vereinbarkeit mit den Zielen der gesellschaftlichen und politischen Ord-
nung untersucht.7 Diesbezügliche Bedenken sind gleichfalls Ursache dafür, 
daß sich - nicht zuletzt aufgrund des sowjetischen Reaktorunglücks - die 
zweitgrößte Partei der Bundesrepublik, die SPD, von der Kernenergie 
distanziert hat.8 In der folgenden Untersuchung soll daher auf die drei 
Fragenkomplexe der nuklearen Nutzung eingegangen werden, welche beson-
ders oft in der rechtspolitischen Diskussion anzutreffen  sind und vielleicht 
die wichtigsten Schnittstellen zwischen Verfassungsrecht  und nuklearer 
Technik darstellen. 

A. Der Untersuchungsgegenstand 

I. Grundrechtliche Einordnung 
»sozialadäquater Restrisiken" im Atomrecht 

Kernenergieanlagen bergen in sich Strahlungspotentiale, die hinsichtlich 
eines theoretisch möglichen Schadensausmaßes andere zivilisatorische 
Gefahren weit übertreffen.  Die atom-, gewerbe- und polizeirechtlich gebo-
tene Gefahrenabwehr  vermag angesichts der Komplexität nuklearer Anla-
gen keinen „absoluten" Sicherheitsmaßstab zu gewährleisten, andernfalls 
die Nutzung dieser Technik unmöglich wäre. Der Rechtsprechung des 
BVerfG sowie der weit überwiegenden Literatur zufolge sind die Gefahren 
jenseits der gebotenen Gefahrenabwehr  als sog. „sozialadäquate Risiken" 
von jedem Bürger zu tragen.9 Diese verbleibenden, zwar extrem unwahr-
scheinlichen oder unbekannten, jedoch gleichwohl existenten „Restrisiken" 
sind in ihrer grundrechtlichen Bedeutung weitgehend ungeklärt.10 Die bloße 
Bezeichnung als „sozialadäquat" ist Ergebnis einer vorweggenommenen 
Wertung und ersetzt nicht die genaue Einordnung in das System grund-

und sie bedroht uns doch, ZRP 1979, 59 (60); Roth-Stielow,  Grundrechtsschutz beim 
Betrieb von Kernkraftwerken,  EuGRZ 1980, 386ff.;  nahezu vollständige Auflistung 
der Argumente bei Kimminich,  Atomrecht, S. 31. 

7 OVG Münster, NJW 1978, 439 (442); Roßnagel,  Auf der Suche nach einem zeitge-
mäßen Verhältnis von Recht und Technik, in: Recht und Technik (Hrsg. Roßnagel), 
S. 13f. (16); ders.,  Bestandsschutz von Atomkraftwerken,  JZ 1986, 716 (719); Wein-
berg,  Kernenergie und Sozialordnung, in: Atomkraft  - ein Weg der Vernunft? (Hrsg. 
Kreuzer / Koslowski / Low), S. 339f.; Spaemann, Kernenergie als Problem der prak-
tischen Philosophie, ebd., S. 353f.; Kloepfer,  Staatsaufgabe Umweltschutz, DVB1. 
1979, 639 (640). 

8 Vgl. Parteitagsbeschluß vom 29. August 1986 in Nürnberg, s. Protokoll vom Par-
teitag der SPD in Nürnberg S. 827 - 829. 

9 BVerfGE 49, 89 (143) - Kalkar - mit Anm. Fiedler,  JZ 1979, 184; E 53, 30 (59) 
- Mühlheim - Kärlich - ; für die Literatur sei stellvertretend Degenhart,  Kernenergie-
recht, S. 148 genannt. 

10 Rengeling,  Probabilistische Methoden, S. 90; Hermes,  Grundrecht, S. 238f., 241. 
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rechtlicher Gewährleistungen und den Numerus Clausus der Beschrän-
kungsmöglichkeiten. Erster Hauptpunkt der nachfolgenden Untersuchung 
wird daher sein, eine derartige Präzisierung der „sozialadäquaten Risiken" 
anhand des grundrechtlichen Instrumentariums vorzunehmen. 

Π. Normative Steuerung der quantitativen Risikozunahme 

Der Anteil der Kernenergie an der öffentlichen  Stromversorgung hat sich 
seit dem Jahre 1975 mehr als vervierfacht,  seit 1982 verdoppelt. Während 
1975 ca. 9% der elektrischen Energie aus Uran erzeugt wurde, lieferten 
Ende des Jahres 1985 19 Kernkraftwerke  mit einer Gesamtleistung von 
16 921 Megawatt zusammen 36% der überhaupt erzeugten Energie.11 

Auch von den Befürwortern  einer solchen Entwicklung ist das generelle 
Phänomen anerkannt, daß eine zunächst verfassungsmäßige Situation 
Sachzwänge begründen kann, die eine Abschwächung grundrechtlicher 
Sicherungen ermöglichen.12 Dieses Bedenken tr i t t gerade bei den der Lang-
fristplanung unterliegenden Materien auf, da sich deren Änderungschancen 
proportional zum investierten Aufwand verkleinern.13 

Das hieraus resultierende allgemeine Kontrollproblem stellt sich bei der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie noch in einer weiteren Besonderheit. 
Da Atomkraftwerke  im Verwaltungsverfahren  und im - fast zur Regel 
gewordenen - anschließenden Verwaltungsprozeß immer nur alleine auf 
ihre Vereinbarkeit mit geltendem Recht untersucht werden, ist Behörden 
und Justiz ein Überwachungsdefizit  hinsichtlich des quantitativen Risiko-
wachstums vorgeworfen  worden.14 Es findet sich sogar die Befürchtung, daß 
über die wachsende Gesamtzahl von Anlagen das jeweils einzeln vorhan-
dene Risiko über die bloße quantitative Zunahme in eine neue Qualität 
umschlagen könne.15 Diese Kontrollproblematik, die sich bei der Kernener-

1 1 Quelle: FAZ vom 2. Apr i l 1986, S. 13; 3. Mai 1986, S. 13; ET 1987, Heft 12, 
S. 1046. 

12 Degenhart,  Kernenergierecht, S. 166; ders.,  Vollendete Tatsachen und faktische 
Rechtslagen, AöR 103 (1978) 163f.; Breuer,  Umweltschutzrecht, in: v. Münch, Beson-
deres Verwaltungsrecht, S. 644/645; Dauk,  Entsorgungsregelung, S. 1, 2; Hofmann, 
Atomenergie und Grundrechte, in: Recht und Technik (Hrsg. Roßnagel), S. 55 (57); 
Forsthoff,  Der Staat der Industriegesellschaft,  S. 34f., 42f.; vgl. auch Kloepfer,  Staats-
aufgabe Umweltschutz, DVB1. 1979, 639 (640). 

13 Henseler,  Verfassungsrechtliche  Aspekte zukunftsbelastender Parlamentsent-
scheidungen, AöR 108 (1983) 489 (492); Würtenberger,  Planung, S. 88; Lanz, Planimg, 
S. 18; Böckenförde,  Planung zwischen Regierung und Parlament, Staat 11 (1972) 428 
(441); Malz,  Umweltplanung, S. 259; Murswiek,  Staatliche Verantwortung für die 
Risiken der Technik, S. 21; vgl. auch Conrad  /  Krebsbach-Gnath,  Sicherheit als 
gesellschaftlicher Wert, ZfU 1980, 824 (826). 

14 Ernst,  Staatliche Verantwortung, BauR 1978, 8 (11, 12): „der Gesetzgeber muß 
die Gesamtheit der zulässigen Anlagen bestimmen"; Listi,  Die Entscheidungspräro-
gative des Parlaments, DVB1. 1978, 10 (12); de Witt,  Genehmigimg von Atomanlagen, 
in: Recht und Technik (Hrsg. Roßnagel), S. 160; Roßnagel, Grundrechte und Atom-
kraftwerke,  S. 68. 


